
Vorsitzender Thomas Matthee
kommentiert das OVG-Verfahren
zum Trianel-Kraftwerk für die Bür-
gerinitiative Kontra Kohle Kraft-
werk (BI KKK). In der Stellungnah-
me heißt es u.a.:

Amsberg hat
jahrelang Arbeit
uenueiuert
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(. ..) Bereits heute können wir
das Fazit ziehen, dass der Na-
tur-, Gesundheits- und Ge-
wässerschutz ohne diesen
Prozess mit Füßen getreten
worden wäre. Damit hat sich
unser aller Einsatz voll ge-
lohnt.
(. ..) Im Verlauf der Verhand-
lung stellte sich mehr und
mehr heraus, dass selbst
zweieinhalb Jahre "Nachsit-
zen" nicht gereicht haben, um
die Lernfähigkeit der beklag-
ten Bezirksregierung Arns-
berg zu erhöhen:
Das Dezernat 53 (Immissi-

onsschutzbehörde), das an-
fangs komplett auf eine FFH-
Verträglichkeitsuntersuchung
verzichtet hatte, war mit Ex-
pertisen zufrieden, die, wie
sich im Prozess zeigte, mise-
rabel waren.
Das Dez. 54 (Wasserbehör-

de) sah drei Jahre lang keine
Veranlassung, die durch EU-
Richtlinien festgelegten Ver-
schärfungen insbesondere
hinsichtlich der Einträge von
Quecksilber durch industriel-
le Emissionen auch aus der
Luft in die Lippe einzuarbei-
ten und seine am 31. Oktober
2008 erteilte Direkteinleiter-
laubnis in diesem Sinne zu
ändern. (. ..).
Das Dez. 51 (Landschaftsbe-

hörde) akzeptierte Bodenbe-
lastungsgutachten, die ledig-
lich am Schreibtisch, also oh-
ne jegliche Ortsbegehung, er-

stellt worden waren. Dabei
wäre es ohne größere Proble-
me möglich gewesen, aktuel-
le, aussagekräftige Bodenana-
lysen zu erheben.
(. ..) Wir meinen: Die Bezirks-
regierung Arnsberg hat jahre-
lang eine bewusste und be-
harrliche Arbeitsverweige-
rung betrieben c. .. ).
Der Prozess hat glasklar ge-
zeigt: Die Beteiligung der Öf-
fentlichkeit ist wichtig und
sollte eigentlich' im Interesse
der Industrie liegen. Mittler-
weile ist das Fachwissen in-
nerhalb der Bevölkerung
nämlich so groß geworden,
dass wir jedem Gutachter ra-
ten, bei zukünftigen Projek-
ten ausgezeichnet vorbereitet
zu erscheinen und mit belast -
baren Unterlagen ins Rennen
zu gehen (...).
Nicht Umweltschützer und
Bürgerinitiativen stellen den
"Wirtschaftsstandort NRW" in
Frage, sondern das besorgen
ausschließlich die Politik mit
ihrer verfehlten Landes-, Re-
gional- und Kommunalpla-
nung, uneinsichtige Vorha-
bensträger, nicht belastbare
Gutachten und gegenüber der
Industrie viel zu milde Ge-
nehmigungsbehörden.

Die Trianel-Baustelle am
Stumm hafen. RN·Foto Neubauer


